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Stellungnahme  
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 
hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der 
durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung 

 

I. Zusammenfassung 

1. Der Zeitpunkt für den Gesetzentwurf ist unglücklich: Da die EU-Richtlinie (CSRD) ohnehin 

überarbeitet wird, müsste das deutsche CSRD-Gesetz wahrscheinlich schon nächstes 

Jahr erneut angepasst werden. Ein weiteres Umsetzungsgesetz durch den Bundestag zu 

bringen, sollte aber vermieden werden, da den deutschen Unternehmen schlimmstenfalls 

die weiteren Erleichterungen vorenthalten würden und so teure sowie unnötige erneute 

unternehmensinterne Umstellungsprozesse erforderlich würden. Es ist auch gar nicht 

erkennbar, dass die Europäische Kommission ihr Vertragsverletzungsverfahren aktuell 

vorantreibt. 

2. Vom Grundsatz her ist zu begrüßen, dass Unternehmen erst ab 1.000 Beschäftigten zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet werden sollen. Das würde die Zahl der 

betroffenen Unternehmen deutlich verringern und die Wirtschaft spürbar entlasten. 

Allerdings wäre auch das eine Vorfestlegung, ohne die Änderungen der EU-Richtlinie 

durch das aktuell laufende Omnibus-Verfahren abzuwarten. Für einen konsistenten 

Rechtsrahmen muss es das Ziel sein, dass die Anwendungsbereiche der 

Nachhaltigkeitsberichterstattungs-Richtlinie und der Lieferketten-Richtlinie identisch sind. 

Dies muss auch für die jeweiligen deutschen Umsetzungsgesetze gelten. 

3. Positiv ist auch, dass der Gesetzentwurf die EU-Vorgaben zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung 1:1 umsetzen will. Das sorgt für faire 

Wettbewerbsbedingungen in Europa. Deutschland sollte keine zusätzlichen 

Anforderungen einführen, um Nachteile für heimische Unternehmen zu vermeiden. 

4. Nicht nachvollziehbar ist die extrem kurze Rückmeldefrist von etwas mehr als einer Woche 

für die Verbändeanhörung, zumal es sich um eine sehr komplexe Gesetzgebung handelt. 

Eine angemessene Konsultation der Unternehmen ist in dieser Frist nicht möglich.  

5. Die Bürokratiekostenbelastung wird weiterhin dramatisch zu tief angesetzt. 

 

II. Im Einzelnen 

1. Schlechtes Timing wegen erneuten Anpassungsbedarfs durch Omnibus I 

Der Zeitpunkt für den erneuten Start des Umsetzungsprozesses ist nicht nachvollziehbar. 

Nach den Angaben der Bundesregierung berücksichtigt der Referentenentwurf zwar die 

kürzlich verabschiedete „Stop-the-Clock“-Richtlinie, mit der die Einführung der 
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Nachhaltigkeitsberichterstattung für die meisten Unternehmen zeitlich verschoben wird 

(Richtlinie (EU) 2025/794 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. April 2025 zur 

Änderung der Richtlinie (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760). 

Die Kommission hat allerdings zeitgleich auch einen Vorschlag für eine inhaltliche 

Vereinfachung der Nachhaltigkeitsberichterstattung vorgelegt mit dem sog. „Omnibus I“  

(Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinien 2006/43/EG, 2013/34/EU, (EU) 

2022/2464 und (EU) 2024/1760 im Hinblick auf bestimmte Anforderungen an die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfaltspflichten von Unternehmen, COM(2025) 81 

final, „Substance Proposal“).  

Grundsätzlich ist zu begrüßen ist, dass die Bundesregierung im Anschreiben zur 

Verbändeanhörung in Aussicht stellt, sich dafür einsetzen zu wollen, dass der 

Gesetzgebungsprozess zum Omnibus I schnell abgeschlossen werden kann. In dem Fall 

sollen die weiteren inhaltlichen Änderungen auch noch in dem durch die Vorlage des 

Referentenentwurfs gestarteten nationalen Gesetzgebungsprozesses berücksichtigt werden. 

Diesen Ansatz halten wir jedoch für riskant, da nun ohne Not Handlungsdruck auf die EU-

Ebene erzeugt wird. Zwar liegt die Ratsposition zum Kommissionsvorschlag vor, auch hat der 

Berichterstatter im Europäischen Parlament (EP) seinen Berichtsentwurf vorgelegt, die 

Kompromissfindung in den Ausschüssen des EP läuft aber noch. Danach sind 

Trilogverhandlungen zu erwarten. Derzeit können also noch keine belastbaren Vorhersagen 

zum Ausgang des Omnibus-Verfahrens gemacht werden. Das Bundesjustizministerium strebt 

an, das Umsetzungsgesetz bis zum Jahresende zu verabschieden. Nach aktuellem Zeitplan 

des EU-Gesetzgebungsverfahrens ist ab Oktober oder November 2025 mit den 

Trilogverhandlungen zu rechnen, ein Ende des Gesetzgebungsverfahrens bis Anfang 2026 ist 

daher wahrscheinlich. Es ist bei den divergierenden Zeitplänen auf deutscher und 

europäischer Ebene fast ausgeschlossen, dass Änderungen der EU-Richtlinie noch im 

deutschen Gesetzgebungsprozess berücksichtigt werden können. Es ist nicht 

unwahrscheinlich, dass die Bundesregierung im Dezember ihr Gesetz zur Umsetzung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattungs-Richtlinie verabschieden würde und wenige Wochen später 

die konkreten inhaltlichen Änderungen der Richtlinie feststehen. Im schlimmsten Fall würden 

den deutschen Unternehmen durch diese Hauruck-Aktion der Bundesregierung die 

Vereinfachungen aus dem Omnibus lange Zeit – oder gar dauerhaft - vorenthalten. Für die 

Unternehmen ein worst-case-Szenario, zudem müssten sie dann ihre internen Prozesse zur 

Befolgung des Gesetzes ein zweites Mal umstellen. Es ist zudem nicht erkennbar, dass die 

Europäische Kommission ihr Vertragsverletzungsverfahren akut vorantreibt, zumal die 

Revision der umzusetzenden Richtlinie aktuell wie beschrieben bereits im 

Gesetzgebungsverfahren ist.   

 

2. Anhebung auf Unternehmen mit mehr als 1.000 Arbeitnehmern im 
Grundsatz zu begrüßen 

Grundsätzlich ist es positiv zu bewerten, dass die Schwelle, ab der Unternehmen 

berichtspflichtig werden sollen, entsprechend der geplanten Änderung der EU-

Nachhaltigkeitsberichterstattungsrichtlinie (CSRD) durch den aktuellen Omnibus-Vorschlag 

bereits jetzt auf Unternehmen mit mehr als 1.000 Arbeitnehmern angehoben und die Anzahl 

der erfassten Unternehmen damit deutlich reduziert werden soll. Dies würde zu einer 

spürbaren Entlastung der Wirtschaft führen und wäre ein wichtiges Signal der 

Bundesregierung an die Unternehmen.  

Sollte allerdings im europäischen Gesetzgebungsprozess eine höhere Schwelle von 3.000 

oder sogar 5.000 Arbeitnehmern vereinbart werden, sollte auch die Schwelle für das deutsche 
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Gesetz an diesen Schwellenwert angepasst werden. Sonst entstünden deutschen 

Unternehmen erhebliche Wettbewerbsnachteile und das dringend benötigte „Level-Playing-

Field“ bei den Berichtspflichten der Unternehmen würde konterkariert. Die Wahl der 1.000er-

Schwelle stellt zudem eine nicht mit der geltenden CSRD übereinstimmende Umsetzung dar. 

Da die Bundesregierung folglich willens ist, für einen Übergangszeitraum auf die 

rechtskonforme Umsetzung der CSRD zu verzichten, sollte der Referentenentwurf vollständig 

angehalten werden, bis das Omnibus-I-Verfahren abgeschlossen ist. 

3. 1:1 Umsetzung ist richtiger Ansatz 

Die Vorgaben der aktuellen CSRD sollen mit dem Referentenentwurf im Wesentlichen 1:1 

umgesetzt und der bestehende Rechtsrahmen entsprechend angepasst werden. Der 

Referentenentwurf beruht auf dem vom Bundeskabinett am 24. Juli 2024 verabschiedeten 

Gesetzesentwurf.  

Diese 1:1 Umsetzung ist richtig und wichtig, um auf EU-Ebene endlich ein „Level-Playing-

Field“ bei den durch die Nachhaltigkeitsberichterstattung entstehenden Bürokratielasten 

sicherzustellen. Zur Verhinderung von Wettbewerbsnachteilen sollten Sonderpflichten für 

Unternehmen in Deutschland oder anderen EU-Mitgliedstaaten dringend verhindert werden, 

in dem das sog. „Gold Plating“ ausgeschlossen wird und man sich auf eine weitgehende 

Harmonisierung in der Umsetzung der Vorgaben einigt.  

Allerdings wird die angestrebte 1:1-Umsetzung bei den folgenden Punkten nicht erfüllt:  

a. Abkehr von der „Aufstellungslösung“ 

CSRD-Berichte sollen nach dem Entwurf in einem digitalen Berichtsformat, dem sog. 

„European Single Electronic Format“ (ESEF) erstellt werden. Die Basis hierfür bildet die 

EU-Verordnung 2019/815. Durch die digitale Form sollen die Zugänglichkeit, Analyse, 

Vergleichbarkeit sowie Maschinenlesbarkeit der Angaben von Unternehmen zur 

Nachhaltigkeit verbessert werden.  

Die vorgesehene Regelung in §§ 289g und 315e HGB-E, den (Konzern-)Lagebericht bereits 

im ESEF für die digitale Nachhaltigkeitsberichterstattung aufzustellen, ist allerdings nicht 

praxistauglich. Der Ansatz hat große Nachteile mit Blick auf die Lesbarkeit, Verfügbarkeit und 

Einheitlichkeit auf verschiedenen Geräten sowie für die Akzeptanz von elektronischen ESEF-

Dateien im Vergleich zu PDF-Dokumenten. Zudem besteht die Gefahr technischer Fehler. 

Das elektronische Berichtsformat sollte daher nur für die Offenlegung von 

Lageberichten, nicht jedoch für den Prozess von deren Aufstellung verpflichtend sein. 

Es sollte nochmals geprüft werden, ob die Festlegung der in § 289g HGB-E bzw. § 315e HGB-

E vorgesehenen „Aufstellungslösung“ für den (Konzern-)Lagebericht zwingend erforderlich ist 

oder ob die Anordnung im Referentenentwurf vielmehr auf einen Übersetzungsfehler seitens 

der EU zurückzuführen ist. Der Begriff „prepare“ wurde nicht durchgängig mit „erstellen“ 

übersetzt. Auch in den Erwägungsgründen zur aktuellen CSRD finden sich keine Hinweise, 

die für eine „Aufstellungslösung“ sprechen. Zudem unterscheidet sich diese Umsetzung 

voraussichtlich von der Praxis in anderen EU-Mitgliedstaaten wie Frankreich, Spanien oder 

die Niederlande, was die angestrebte EU-weite Harmonisierung konterkariert. 

b. Streichung der Regelzuständigkeit zu § 315b Abs. 5 HGB-E 

Durch eine neue Regelzuständigkeit zu § 315b Abs. 5 HGB-E sollen die Arbeitnehmervertreter 

„auf geeigneter Ebene“ beteiligt werden. In der Entwurfsbegründung zu § 315b Abs. 5 HGB-E 

(Seite 136 RefE) heißt es u. a.:  
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„Für den Konzernnachhaltigkeitsbericht wird sich regelmäßig eine Zuständigkeit des 

Konzernbetriebsrats ergeben (§ 58 des Betriebsverfassungsgesetzes).“  

Diese Regelzuständigkeitsvermutung sollte aus der Entwurfsbegründung gestrichen 

werden, da sie in der Praxis nicht umsetzbar ist. Zwar wird im Konzern konsolidiert für alle 

Konzerngesellschaften berichtet. Berichtendes Unternehmen ist aber allein das 

Mutterunternehmen. Im Übrigen erstreckt sich die Zuständigkeit des Konzernbetriebsrats nicht 

auf Konzernunternehmen im Ausland. Vielmehr besteht in der Regel eine Zuständigkeit des 

Gesamtbetriebsrats und daneben allenfalls eine Zuständigkeit des Europäischen Betriebsrats, 

soweit das Unternehmen gemeinschaftsweit tätig ist. 

c. Zeitpunkt der Einbeziehung der Arbeitnehmervertretungen offenlassen 

Für eine 1:1-Umsetzung der aktuellen CSRD darf der Referentenentwurf keine Vorgaben dazu 

machen, wie und zu welchem Zeitpunkt die Einbeziehung der Arbeitnehmervertretungen zu 

erfolgen hat. In den Unternehmen existieren bereits etablierte Prozesse, wie die jeweilige 

Arbeitnehmervertretung eingebunden wird. Starre gesetzliche Vorgaben würden diese 

Prozesse nur beschädigen. In § 289b Abs. 6 HGB-E (und analog § 315b Abs. 5 HGB-E) ist 

vorgesehen, dass „die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene über die Inhalte des 

Nachhaltigkeitsberichts zu unterrichten und mit ihnen die einschlägigen Informationen und die 

Mittel zur Einholung und Überprüfung von Nachhaltigkeitsinformationen zu erörtern“ ist. In 

Artikel 19a der Bilanzrichtlinie in der durch die CSRD eingefügten Fassung heißt es lediglich:  

„Die Unternehmensleitung unterrichtet die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene.“  

Der Referentenentwurf verlangt hingegen eine vorherige inhaltliche Einbeziehung der 

Arbeitnehmervertretung. Das würde aber z. B. die Einbeziehung des Betriebsrats in einen 

laufenden CSRD-Berichtserstellungsprozess bedeuten, was in der Praxis zu Verzögerungen 

und zusätzlichen Kosten führen würde. Hier ist größere Flexibilität erforderlich, entscheidend 

ist ja, dass die Anhörung erfolgt. 

4. Verbändeanhörung unangemessen kurzfristig 

Die revidierte EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (CSRD) 

wurde bereits 2022 verabschiedet. Die Umsetzungsfrist ist seit Mitte 2024 abgelaufen. Zwar 

konnte das parlamentarische Verfahren zu dem vom Bundeskabinett am 24. Juli 2024 

beschlossenen Umsetzungsgesetzentwurf (Bundestagsdrucksache 20/12787) aufgrund des 

vorzeitigen Endes der 20. Legislaturperiode nicht mehr abgeschlossen werden. Dennoch kann 

es nun nicht zu Lasten der Wirtschaft gehen, dass die alte und neue Bundesregierung de facto 

zwei Jahre untätig geblieben ist, diese Vorgaben umzusetzen.  

Dass den Verbänden jetzt nur etwas mehr als eine Woche Zeit für die qualifizierte Bewertung 

eines Gesetzentwurfs von 205 Seiten und dem synoptischen Begleitdokument von nochmals 

643 Seiten einräumt, wird der Komplexität des Rechtstexts und der Bedeutung dieser 

Regulierung für die Wirtschaft nicht gerecht. In dieser Zeit ist eine adäquate Konsultation der 

betroffenen Unternehmen durch die Verbände zeitlich unmöglich. Zugleich sind die 

Nachhaltigkeitsberichterstattungspflichten aber eine entscheidende Stellschraube, die 

Unternehmen von teuren Berichtspflichten zu entlasten. Schon aus diesem Grund darf es 

keine gesetzliche Hauruck-Aktion geben.  

5. Bürokratiekostenbelastung weiterhin dramatisch zu tief angesetzt 

Auch wenn nun die CSRD-Vorgaben so bürokratiearm wie möglich umgesetzt werden sollen, 

entstehen den Unternehmen weiterhin enorme Kosten. Bisher hatte die Bundesregierung 

einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 909 Millionen EUR und einem laufenden 
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Erfüllungsaufwand in Höhe von jährlich ca. 1,7 Milliarden EUR kalkuliert – eine unfassbar hohe 

Summe, durch die auf die Unternehmen im Schnitt eine zusätzliche Kostenbelastung von 

etwas über 100.000 EUR für die Erfüllung der Berichtspflichten zukäme. 

In der Praxis dürfte diese Summe aber sogar um ein Vielfaches höher liegen. Kein 

Unternehmen bekommt die notwendigen Testate und Prüfzertifikate damit finanziert. Zudem 

müssen zahlreiche Unternehmenseinheiten personalintensiv in die Informationsbeschaffung 

und die Erstellung des Lageberichts eingebunden werden. Auch muss in der Regel 

zusätzliches Personal eingestellt werden, hinzu kommen die Kosten für externe 

Beratungsfirmen, die aufgrund der Komplexität der Vorgaben häufig hinzugezogen werden. 

Auch wenn nun im Referentenentwurf vorgerechnet wird, dass die Belastung durch den 

eingeschränkten Anwendungsbereich auf einen einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von 

230 Millionen EUR und einen laufenden Erfüllungsaufwand in Höhe von jährlich ca. 430 

Millionen EUR reduziert werden, bleibt die tatsächliche Belastung für die Wirtschaft weiterhin 

deutlich höher. Aus unserer Sicht ist die tatsächliche Bürokratiekostenbelastung und damit der 

Erfüllungsaufwand der Wirtschaft in dieser Kalkulation weiterhin dramatisch zu tief angesetzt.  

Zur weiteren Begrenzung des Bürokratieaufwands ist es außerdem von zentraler Bedeutung, 
dass sich die Bundesregierung in die Prozesse zur Fortentwicklung der European 
Sustainability Reporting Standards (ESRS) einbringt und auch dort auf eine Vereinfachung 
der Berichterstattungspflichten durch eine deutliche Reduktion der Datenpunkte  
 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 


